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Im Entwurf des Geologiedatengesetzes sollte die 6ffentliche Zuganglichkeit aller Geologiedaten,
die fiir eine nachvollziehbare Standortsuche fiir ein Endlager erforderlich sind, klar geregelt wer-
den. Sie sollte nicht von einer einzelfallbezogenen und zeitaufwandigen Ermittlung und Abwa-
gung von Interessen durch die Bundesgesellschaft fiir Endlagerung (BGE) oder die Verwaltungs-
gerichte abhingig gemacht werden. Der fiir einen Interessenausgleich erforderliche Schutz der
Daten kann durch ein Verbot der gewerblichen Nutzung dieser Daten erreicht werden.

Das Geologiedatengesetz wird dringend bendétigt, um Transparenz fiir das Standortauswahlver-
fahren nach dem Standortauswahlgesetz (StandAG) zu schaffen. Mit dem Standortauswahlver-
fahren soll in einem partizipativen, wissenschaftsbasierten, transparenten, selbst hinterfragen-
den und lernenden Verfahren ein Standort mit der bestmdéglichen Sicherheit fiir ein Endlager fir
radioaktive Abfille ermittelt werden (§ 1 Abs. 2 Satz 1 StandAG).

Die Bundesgesellschaft fiir Endlagerung (BGE) wird noch dieses Jahr einen Zwischenbericht tber
Teilgebiete verdffentlichen, die giinstige geologische Voraussetzungen fur die sichere Endlage-
rung erwarten lassen. In diesem Zwischenbericht muissen samtliche fur die getroffene Auswahl
entscheidungserheblichen Tatsachen und Erwdgungen dargestellt werden (§ 13 StandAG). Der
Zwischenbericht wird Grundlage sein fiir eine Fachkonferenz Teilgebiete, in der die BGE Biirgerin-
nen und Burgern, Vertretern der Gebietskorperschaften der ermittelten Teilgebiete, Vertretern ge-
sellschaftlicher Organisationen sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern die Inhalte des
Zwischenberichts erlautert. Die Beratungsergebnisse der Fachkonferenz berlicksichtigt die BGE
bei ihrem weiteren Vorgehen (§ 9 StandAG).

Die Fachkonferenz Teilgebiete ist der Auftakt einer Abfolge von Offentlichkeitsbeteiligungen im
weiteren Verfahren, wenn mogliche Standorte fiir ein Endlager weiter auf bestimmte Standortre-
gionen und Standorte eingegrenzt werden (vgl. § 7 Abs. 2 StandAG).

Galdner, Groth, Siederer & Coll.
Partnerschaft von Rechtsanwalten mbH Telefon: 030.726 10 26.0 E-Mail: berlin@ggsc.de
Stralauer Platz 34 10243 Berlin Fax: 030.726 10 26.10 Web: www.ggsc.de

Dokumentennummer: 296625 -


vereckbretma
Textfeld
Deutscher Bundestag		Ausschussdrucksache 19(9)540
19. Wahlperiode				     4. März 2020
Ausschuss für Wirtschaft und Energie



ST ST A [oosC)

Voraussetzung fiir dieses partizipative Verfahren ist Transparenz. Alle Beteiligten mussen nach-
vollziehen kénnen, weshalb die BGE manche Gebiete fiir geeignet und andere fiir weniger geeig-
net halt. Dazu mussen die geologischen Daten, auf denen die einschlagigen Bewertungen beru-
hen, 6ffentlich zuganglich sein. Nur so kann Vertrauen in die staatlichen Institutionen geschaffen
werden.

Das Geologiedatengesetz ist dafiir ein wichtiger Meilenstein. Es soll die allgemeine 6ffentliche
Bereitstellung von geologischen Fachdaten (im Wesentlichen Messdaten) ermdglichen, die vor
mehr als 10 Jahren erhoben wurden (§ 27 Abs. 2 GeolDGE). Jiingere Fachdaten, die im Rahmen
gewerblicher Tatigkeiten erhoben wurden, und Bewertungsdaten (z.B. Gutachten) sollen dagegen
nur offentlich bereitgestellt werden, wenn ein Giberwiegendes oder — bei Bewertungsdaten — we-
sentlich Gberwiegendes 6ffentliches Bereitstellungsinteresse besteht (§ 34 GeolDGE). Die abzu-
wagenden Interessen sollen in Anhérungsverfahren ermittelt werden (§ 34 Abs. 3 GeolDGE). So-
wohl die Einstufung der Daten als Fachdaten oder Bewertungsdaten als auch die Entscheidung
uber die Offenlegung soll gerichtlich tiberprifbar sein.

Das soll auch fur das Standortauswahlverfahren gelten. Im Gesetzentwurf sind nur zwei Erleich-
terungen der Bereitstellung vorgesehen:

. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Entscheidungen haben keine aufschiebende Wir-
kung (§ 34 Abs. 4 Satz 3 GeolDGE). Wenn die betroffenen Unternehmen die Verdffentlichung
verhindern wollen, muissen sie also nicht nur Widerspruch einlegen oder Klage erheben, son-
dern eine Eilentscheidung des Gerichts beantragen.

. Fur staatliche 3D-Modelle, die tiber nichtstaatliche Fach- oder Bewertungsdaten Aufschluss
geben konnten, ist ohne Anhoérung von einem tberwiegenden Bereitstellungsinteresse aus-
zugehen (§ 34 Abs. 4 Satz 4 GeolDGE). Dieser Vorrang gilt aber nur fiir die 3D-Modelle selbst,
nicht fiir die ihnen zu Grunde liegenden Fach- oder Bewertungsdaten.

Nach diesem Entwurf kann die BGE im Standortauswahlverfahren Bewertungsdaten und jlingere
Fachdaten, auf die sie ihre Empfehlungen stitzt, nur und erst dann offen legen, wenn sie die Da-
teninhaber zu ihren Geheimhaltungsinteressen angehort, diese mit dem Bereitstellungsinteresse
abgewogen und eine etwaige gerichtliche Eilentscheidung abgewartet hat. Das ist zeitaufwandig.
AuBerdem ist jede Entscheidung angreifbar, weil der Gesetzgeber letztlich der BGE und den Ge-
richten die Entscheidung tiberlasst, ob und in welchen Fallen das Bereitstellungsinteresse lber-
wiegt.

Bei uberwiegendem Geheimhaltungsinteresse konnen die Daten gar nicht offengelegt werden.
Die Offentlichkeit kann die Auswahl der Gebiete nicht priifen. Das kann das Vertrauen untergra-
ben.
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Wenn die Daten aber offengelegt werden, soll jeder Dritte die Daten auch flir eigene gewerbliche
Zwecke nutzen kénnen. Eine Nutzungsbeschrankung ist nicht vorgesehen. Unternehmen werden
deshalb ihre unter hohem Kapitaleinsatz erworbenen Daten ihren Wettbewerbern nicht preisge-
ben wollen. Sie konnen die Offenlegung durch Gerichtsverfahren so lange verzogern, bis die je-
weiligen Offentlichkeitsbeteiligungsverfahren abgeschlossen sind.

Diese Regelung sollte nachgebessert werden: Der Gesetzgeber sollte klar regeln, dass das Offen-
legungsinteresse fur das Standortauswahlverfahren nicht nur bei staatlichen 3D-Modellen, son-
dern auch bei nichtstaatlichen Fach- und Bewertungsdaten generell gegeniiber dem Geheimhal-
tungsinteresse Uberwiegt. Zum Ausgleich daflir sollten die betroffenen Unternehmen dadurch vor
Wettbewerbsbeeintrachtigungen geschutzt werden, dass die veroffentlichten Daten vor Ablauf
der allgemeinen Offenlegungsfrist nur mit Zustimmung des Dateninhabers gewerblich genutzt
werden dirfen.

Gegen eine solche Regelung ist im Vorfeld eingewendet worden, dass das Geheimhaltungsinte-
resse der Dateninhaber verfassungsrechtlich geschitzt sei.

Das ist richtig. Inhalt und Grenzen des Eigentums werden allerdings durch den Gesetzgeber be-
stimmt (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG). Ferner bestimmt das Grundgesetz: Eigentum verpflichtet. Sein
Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen (Art. 14 Abs. 2 GG).

Das gilt vor allem im Bereich des geistigen Eigentums. Dieses bedarf der Ausgestaltung durch die
Rechtsordnung; geistiges Eigentum gibt es liberhaupt nur, wenn und soweit es vom Gesetzgeber
geschutzt wird. Die Eigentumsgarantie verpflichtet den Gesetzgeber grundsatzlich, dem Urheber
das vermogenswerte Ergebnis seiner Leistungen zuzuordnen. Damit ist aber nicht jede nur denk-
bare Verwertungsmoglichkeit garantiert. Der Gesetzgeber ist von Verfassungs wegen vielmehr
nur gehalten, eine angemessene Verwertung sicherzustellen, die der Natur und der sozialen Be-
deutung des Rechts entspricht. Bei der Bestimmung dessen, was als angemessen anzusehen ist,
hat er einen verhadltnismaRig weiten Gestaltungsraum.* Deshalb wird das Urheberrecht vielfach
im offentlichen Interesse eingeschrankt, etwa im Zusammenhang mit behordlichen Verfahren
(§ 45 UrhG) oder zur Verbreitung von Werken uber 6ffentliche Bibliotheken (§ 60e UrhG).

Ferner werden Bergbauunternehmen dadurch vor Wettbewerbern geschiitzt, dass sie nach MaR3-
gabe des Bundes-Berggesetzes fiir naher bezeichnete Felder exklusive Bergbauberechtigungen

1 BVerfG, Beschluss vom 11.10.1988, 1 BvR 777/85 u.a., NJW 1992, 1303, 1305 f. mit weiteren Nachweisen.
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auf Zeit erhalten. Selbst wenn sie die Daten offen legen, darf kein anderes Unternehmen densel-
ben Bodenschatz im gleichen Feld aufsuchen oder gewinnen. Nach Ablauf der Bergbauberechti-
gungen und vor einer Neuvergabe des Feldes ist die Offenlegung der Daten in manchen Fallen
unionsrechtlich geboten.?

Nach alledem muss sich der Gesetzgeber hier nicht fiir ein Entweder-Oder entscheiden. Vielmehr
ist ein Interessenausgleich moglich, indem die Daten offengelegt werden konnen, aber nicht ohne
Zustimmung des Dateninhabers von Wettbewerbern gewerblich genutzt werden durfen.

Ein Vorschlag, wie die Regelung dafiir gedndert werden konnte, ist beigefiigt (Anlage).
Weitere Aspekte, die auch fiir das Standortauswahlverfahren relevant sein konnen, sind folgende:

. Die aufbereiteten Ergebnisse seismischer Messungen werden vom GeolDGE nur erfasst,
wenn sie ,mit am Markt verfiigbaren technischen Mitteln“ aufbereitet worden sind (§ 3
Abs. 2 Nr.1,§ 3 Abs. 3Nr. 2,§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. ¢, Nr. 3 Buchst. b und Nr. 6 GeolDGE). Da-
mit soll die Innovationsfahigkeit und der Wettbewerbsvorteil derjenigen Unternehmen ge-
schutzt werden, die uber die liblichen Aufbereitungsmethoden hinaus eigene Instrumente
und Programme zur Aufbereitung entwickelt haben.?

Dieser Schutz geht zu weit. Er kann dazu fiihren, dass ein wichtiger Teil der aufbereiteten
Messdaten gar nicht an die geologischen Landesamter tibermittelt werden muss und damit
auch der Nutzbarkeit durch die BGE entzogen ist. Eine 6ffentliche Bereitstellung solcher Da-
ten ist dann erst recht nicht méglich.

Wenn ein besonderer Schutz der durch eigene Software aufbereiteten Daten liberhaupt er-
forderlich ist, genligt es, diese Daten als Bewertungsdaten einzustufen und so besonders zu
schiitzen. Es ist aber nicht gerechtfertigt, sie von der Ubermittlungspflicht komplett auszu-
nehmen.

e Wenn bereits bekannte geologische Daten neu bearbeitet werden (z.B. Reprocessing von
Seismiken) sollen die Neubearbeitungen nur an die geologischen Landesamter Gibermittelt
werden miussen, wenn es sich um Neubearbeitungen o&ffentlich bereitgestellter geologi-
scher Daten handelt (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 GeolDGE).

2 soder EuGH, Urt. v. 27.06.2013, C-569/10, Kommission ./. Polen, zur Verpflichtung der Offenlegung geologischer Daten
bei der Neuvergabe von Kohlenwasserstoffkonzessionen im Anwendungsbereich der Kohlenwasserstoffrichtlinie
94/22/EG.

3 Sodie Gesetzesbegriindung in BT-Drs 19/17285, zu § 3 Abs. 2 (S. 49 der Vorabfassung).
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Das ist zu eng: Ebenso wie Erstbearbeitungen sollten Neubearbeitungen auch dann an die
Landesamter Ubermittelt werden missen, wenn die diesen zugrundeliegenden geologi-
schen Messdaten noch nicht 6ffentlich bereitgestellt werden. Auch das ist bereits fur die
Vollstandigkeit der vorhandenen behordlichen Daten erforderlich und nicht nur fir die 6f-
fentliche Bereitstellung, die ohnehin erst nach Ablauf der jeweiligen Bereitstellungsfristen
erfolgt.

Rechtsanwalt Prof. Hartmut GalRner
unter Mitarbeit von Rechtsanwalt Dr. Georg Buchholz

Anlage: Anderungsvorschlag fiir § 34 Abs. 4 und einen neuen § 34 Abs. 5:

(4) Bei geologischen Daten nach den Absatzen 1 und 2, die fiir die Suche und Auswabhl eines
Standortes zur Endlagerung von hochradioaktiven Abfallen erforderlich sind, gelten die Voraus-
setzungen der Absatze 1 und 2 in der Regel als erfullt. entseheiden-der Der Vorhabentrager nach
dem Standortauswahlgesetz und das Bundesamt flir-kerntechnische Entsergungssicherheit die
Sicherheit der nuklearen Entsorgung entscheiden jeweils im Rahmen ihrer Zustandigkeit Gber
die 6ffentliche Bereitstellung. Der Bund ubertragt dem Vorhabentrager nach dem Standortaus-
wahlgesetz durch Beleihung die hoheitliche Befugnis, Entscheidungen nach den Absatzen 1 und
2 zu treffen. Eine Anhorung nach Absatz 3 steht im Ermessen des jeweiligen Aufgabentragers

nach Satz 2. Sie ist nur erforderlich, wenn ein besonderes schutzwiirdiges Interesse eines Be-
troffenen nahe liegt, insbesondere bei Bewertungsdaten gemafd § 10 Abs. 2 Nr. 3 und 4. Die Auf-

gabentrager nach Satz 2 konnen den Zugang zu Daten beschranken, soweit diese fiir die Aufga-

ben nach Satz 1 nicht erforderlich sind oder ein besonderes schutzwiuirdiges Interesse eines Be-
troffenen dies rechtfertigt. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Entscheidung zur 6f-

fentlichen Bereltstellung geologlscher Daten Haeh—deFFA-bﬁt-zeﬂ—l—edeH—d%naehéérz—A-b&a-t-z—a
e, haben

(5) Soweit geologische Daten, die als Geschaftsgeheimnisse im Sinne des Gesetzes zum Schutz
von Geschaftsgeheimnissen geschutzt sind, nach den Absatzen 1 und 2 fiir 6ffentliche Aufgaben

bereitgestellt werden, gelten sie auch nach der Bereitstellung als Geschaftsgeheimnisse im
Sinne des Gesetzes zum Schutz von Geschaftsgeheimnissen. Ihre Nutzung zur Aufsuchung oder
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Gewinnung von Bodenschatzen ist nur mit Zustimmung des Berechtigten zuldssig, soweit sie
nicht oder noch nicht nach § 27 6ffentlich bereitgestellt werden.
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